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1. Instanz

Aktenzeichen S 6 AL 370/98
Datum 11.01.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 AL 61/01
Datum 18.03.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 11.
Januar 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten des zweiten Rechtszuges sind nicht zu erstatten.
II. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist neben der RÃ¼cknahme der
Arbeitslosengeld(Alg)-Bewilligung in den ZeitrÃ¤umen 01.04.1996 mit 13.01.1997
und 03.03. mit 16.05.1997 die Erstattung der eingetretenen Ã�berzahlung sowie
der entrichteten BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung streitig.

I.

Der 1966 geborene ledige, seit 1993 schwerbehinderte KlÃ¤ger, von Beruf
Maschinenschlosser, der bereits 1987 im Leistungsbezug der Beklagten gestanden
und eine von letzterer gefÃ¶rderte Umschulung (01.08.1988 mit 31.07.1990) zum
Datenverarbeitungskaufmann in einem Betrieb der Mutter ohne Abschluss
durchlaufen hatte, meldete sich am 01.04.1996 erneut arbeitslos und beantragte
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die Bewilligung von Alg. Er gab an, keine selbstÃ¤ndige oder NebenbeschÃ¤ftigung
auszuÃ¼ben, auch keinem FamilienangehÃ¶rigen zu helfen. Er versicherte die
Richtigkeit der gemachten Angaben, auÃ�erdem sei ihm bekannt, dass er dem
Arbeitsamt sofort alle VerÃ¤nderungen anzuzeigen habe, die gegenÃ¼ber den in
diesem Antrag angegebenen VerhÃ¤ltnissen eintrÃ¤ten. Das Merkblatt fÃ¼r
Arbeitslose, in dem auf die Mitteilungspflichten im Einzelnen hingewiesen worden
sei, habe er erhalten und von dessen Inhalt Kenntnis genommen. Auf dessen
Einzelheiten (Stand April 1996) wird Bezug genommen.

Laut Arbeitsbescheinigung der Firma Computer M. (Inhaber die Mutter des
KlÃ¤gers) vom 16.04.1996 erzielte er als kaufmÃ¤nnischer Angestellter in der Zeit
vom 01.01. mit 30.09.1995 monatlich je DM 5.500,-, vom 01.10.1995 mit
31.03.1996 je DM 4.500,-. Die Differenz im Monatslohn sei auf die schlechte
Wirtschaftslage zurÃ¼ckzufÃ¼hren.

Durch Bescheide vom 31.05.1996, 24.06.1996 sowie 10.01.1997 wurde ihm
daraufhin ab 01.04.1996 Alg in HÃ¶he von DM 351,00 wÃ¶chentlich bewilligt
(Bemessungsentgelt: DM 1.000,-; Leistungssatz 60 v.H.; Leistungsgruppe A/0) bzw.
ab 01. mit 13.01.1997 in HÃ¶he von DM 344,40 wÃ¶chentlich. Nach einem
Kuraufenthalt meldete er sich am 03.03.1997 erneut arbeitslos und beantragte die
Fortzahlung der Leistung. Erneut gab er an, weder eine selbstÃ¤ndige noch eine
NebentÃ¤tigkeit auszuÃ¼ben und auch keinem FamilienangehÃ¶rigen dabei zu
helfen. Die Versicherung unter Ziffer 7 entspricht derjenigen im Antrag vom
02.04.1996. Die Beklagte bewilligte Alg ab 03.03.1997 in HÃ¶he von DM 344,40
wÃ¶chentlich bis zur ErschÃ¶pfung am 16.05.1997 weiter (Bescheid vom
11.05.1997, BE DM 1.000,-; Leistungssatz 60 v.H.; Leistungsgruppe A/0). Wegen
einer der Beklagten erst am 04.06.1997 bekannt gewordenen Aufnahme eines
Gewerbes per 14.05.1997 wurde der KlÃ¤ger zur beabsichtigten Aufhebung der
Bewilligung angehÃ¶rt.

In einer am 13.03.1997 beim Arbeitsamt Passau Ã¼ber das dortige Finanzamt
eingegangenen anonymen Anzeige wurde der KlÃ¤ger beschuldigt, neben dem Alg-
Bezug "mehr als jeder andere in der Firma seiner Mutter mitzuarbeiten und seinen
Lohn schwarz zu erhalten." Im Rahmen einer staatsanwaltschaftlichen
Beschlagnahme von GeschÃ¤ftsunterlagen und einer AuÃ�enprÃ¼fung der
Beklagten wurden Mitarbeiter der Firmen der Mutter des KlÃ¤gers sowohl von der
zustÃ¤ndigen Polizeiinspektion G. als auch vom AuÃ�endienst als Zeugen gehÃ¶rt,
unter anderem C. C. , D. B. und K. G. , auf deren Aussagen im Einzelnen verwiesen
wird. Daneben wurden Ã�bersichten Ã¼ber wochenweise getÃ¤tigte UmsÃ¤tze u.a.
des KlÃ¤gers aus dem Gesamtzeitraum 07.10.1996 mit 09.05.1997 zu den Akten
genommen, darÃ¼ber hinaus betriebliche TelefongebÃ¼hrenaufstellungen, in
denen die vom KlÃ¤ger im Gesamtzeitraum 05.09.1996 mit 02.05. 1997
verbrauchten GesprÃ¤chseinheiten erfasst sind, sowie AuszÃ¼ge aus Rechnungen
von GaststÃ¤tten am 07.05., 20.07. und 09.11. 1996 Ã¼ber Arbeitsessen, an denen
der KlÃ¤ger teilgenommen hat; schlieÃ�lich eine Abmahnung des KlÃ¤gers vom
01.12.1996 hinsichtlich Ã¼berhÃ¶hter TelefongebÃ¼hren und ein Aushang Ã¼ber
Gruppencoachings im Zeitraum 24.03. mit 28.11.1997, die den KlÃ¤ger als
Teilnehmer ausweisen.

                             2 / 10



 

Nach Abschluss der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen errechnete die Beklagte
in den ZeitrÃ¤umen 01.04.1996 mit 13.01. 1997 und 03.03.1997 mit 16.05.1997
Ã¼berzahltes Alg in HÃ¶he von DM 18.168,40 zuzÃ¼glich entrichteter BeitrÃ¤ge
zur Kranken- und Pflegeversicherung in HÃ¶he von DM 6.344,16 und hÃ¶rte den
KlÃ¤ger mit Schreiben vom 22.01.1998 hierzu an.

Durch Bescheide vom 26.02.1998 wurden die Leistungsbewilligungen mit Wirkung
vom 01.04.1996 und 03.03.1997 schlieÃ�lich ganz zurÃ¼ckgenommen und das
Ã¼berzahlte Alg sowie die entrichteten BeitrÃ¤ge zurÃ¼ckgefordert. Der hiergegen
eingelegte Rechtsbehelf blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 06.08.1998).
Durch Bescheid vom 18.09.1998 stellte die LVA Niederbayern-Oberpfalz unter
anderem fest, dass fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung des KlÃ¤gers in der Firma M. im
Zeitraum vom 01.04.1996 mit 16.05.1997 BeitrÃ¤ge zu entrichten seien.

Mit Schreiben vom 03.08.1998 teilte der KlÃ¤ger auf das obige
AnhÃ¶rungsschreiben unter anderem mit, es kÃ¶nne nicht sein, dass er bis zum
13.01.1997 in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gestanden habe, denn am
13.01.1997 habe er eine vierwÃ¶chige Kur angetreten, so dass er ab 13.02.1997
wieder arbeitslos gewesen sei. Im gegen Zahlung eines Geldbetrages zu Gunsten
einer gemeinnÃ¼tzigen Einrichtung eingestellten Strafverfahren vor dem
Amtsgericht P. (2 Ds 212 Js 9585/98) hat der KlÃ¤ger nach einem Aktenvermerk
vom 04.03.1999 eingerÃ¤umt, wÃ¤hrend des Leistungsbezuges wÃ¶chentlich ca.
10 bis 12 Stunden fÃ¼r die Firma M. tÃ¤tig gewesen zu sein, und zwar in einem
eigenen BÃ¼ro in RÃ¤umen der Firma. Zum grÃ¶Ã�ten Teil sei er in 1996 mit
Restarbeiten seiner frÃ¼heren Firma und in 1997 mit dem Aufbau einer neuen
eigenen beschÃ¤ftigt gewesen.

In einem eigenhÃ¤ndig unterschriebenen Lebenslauf vom 30.04. 1997 gab der
KlÃ¤ger fÃ¼r den Zeitraum 1991 bis heute (30.04. 1997) folgende TÃ¤tigkeiten an:
Diverse Netzwerkinstallationen mit Schwerpunkt Novell im Hause Computer M.
sowie bei Kundschaften installiert, PC-Technik weiter ausgebaut, Vertrieb PC
verantwortlich geleitet.

Die Inhaberin der Firma Computer M. erteilte dem KlÃ¤ger am 13.05.1997 ein
Zeugnis, in dem unter anderem bescheinigt wurde: "Zum 01.4.1996 Ã¼bernahmen
wir Herrn M. weisungsgemÃ¤Ã� stundenweise, wobei er in dieser Zeit konzentriert
Buchhaltung, die steuerliche Betrachtung und Bilanzaufbereitung mitlernen musste.
Er Ã¼bte diese Funktion vom 01.04.1996 bis heute (13.05. 1979) so aus, so dass
sich seine komplette Lernbereitschaft niederschlÃ¤gt in einem vollen Volumen von
Kenntnissen, auch in kaufmÃ¤nnischer Hinsicht. Wir bedauern sehr, mit Herrn M.
einen der besten Mitarbeiter in unserem Unternehmungen zu verlieren."

II.

Im Klageverfahren vor dem Sozialgericht (SG) Landshut rÃ¤umte der KlÃ¤ger ein,
wÃ¤hrend seiner Arbeitslosigkeit in der Firma seiner Mutter in Familienhilfe tÃ¤tig
gewesen zu sein. Diese habe zum Inhalt gehabt: AuflÃ¶sung eines groÃ�en Lagers
in L. , AufrÃ¤umen der AuÃ�enstellen L. und R. , hilfsweise UnterstÃ¼tzung der
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Einarbeitung von Ã¼berwiegend Auszubildenden (z.B. Einrichtung der
ArbeitsplÃ¤tze mit EDV-Unterweisung von Programmen, Bekanntgabe von Preisen
usw.).

Die Kammer verband dieses Streitverfahren mit dem Verfahren S 6 Al 426/97
wegen Ã�berbrÃ¼ckungsgeld und wies die Klage nach Beiziehung der Straftaten
des KlÃ¤gers durch Urteil vom 11.01. 2001 ab. Sie hielt eine TÃ¤tigkeit des
KlÃ¤gers im Betrieb seiner Mutter im Umfang von mehr als 18 Stunden
wÃ¶chentlich aufgrund der im Wege des Urkundsbeweises verwerteten
Zeugenaussagen aus dem Strafverfahren/polizeilichen Ermittlungsverfahren fÃ¼r
nachgewiesen. Arbeitslosigkeit habe infolgedessen nicht vorgelegen. Der Umfang
der TÃ¤tigkeit werde auch durch die in den Akten befindlichen
GeschÃ¤ftsunterlagen der Firma M. belegt, unter anderem die Anweisung, er habe
monatlich eine Marge von 10.000,- DM zu erreichen, was voraussetze, dass eine
mehr als kurzzeitige BeschÃ¤ftigung vorgelegen haben mÃ¼sse. AuÃ�erdem
erscheine der Name des KlÃ¤gers in den GeschÃ¤ftsunterlagen als Disponent und
schlieÃ�lich sei dieser auch in den TelefongebÃ¼hrenverzeichnissen im Zeitraum
05.09.1996 mit Mai 1997 jeweils mit sehr hohen BetrÃ¤gen erfasst worden.

III.

Mit der zum Bayerischen Landessozialgericht (LSG) eingelegten Berufung wendet
sich der KlÃ¤ger gegen die Verwertung der polizeilichen Zeugenvernehmungen. Die
angefÃ¼hrten TelefongebÃ¼hren, die die Mutter des KlÃ¤gers gerÃ¼gt habe, seien
privat angefallen, nicht betrieblich veranlasst gewesen. AuÃ�erdem sei er wÃ¤hrend
des Leistungsbezugs niemals in der Firma seiner Mutter tÃ¤tig gewesen, auch nicht
im Rahmen der Familienmithilfe.

Mit Schriftsatz vom 10.03.2004 rÃ¤umte er allerdings unter anderem ein, in der Zeit
vom 01.04.1996 mit 16.05.1997 unter den persÃ¶nlichen Anweisungen seiner
Mutter gestanden zu haben, die ihn nicht gÃ¤nzlich habe untÃ¤tig lassen wollen.
Dies habe er in Ordnung gefunden, zumal er wegen gesundheitlicher
EinschrÃ¤nkungen und Ã¤rztlicher Behandlungen einer VollzeitbeschÃ¤ftigung gar
nicht hÃ¤tte nachgehen kÃ¶nnen. Seine Mutter habe sich verpflichtet gefÃ¼hlt, ihn
zu beschÃ¤ftigen, wobei er Ã¼berwiegend im privaten Bereich mitgeholfen habe.
Allerdings sei es auch ab und zu vorgekommen, dass Mitarbeiter (Ã¼berwiegend
Azubis) ihn benÃ¶tigt hÃ¤tten, um ProgrammabstÃ¼rze in der EDV zu regeln und
die Bedienung von Programmen zu erklÃ¤ren. Diese Arbeiten habe er als Hobby
angesehen, da sie von ihm nicht Ã¼bermÃ¤Ã�ig ausgefÃ¼hrt worden seien.

Der Senat hat die vom SG verbundenen Verfahren abgetrennt, neben den
Streitakten des ersten Rechtszuges die Verwaltungsakten der Beklagten sowie die
Akten des Strafverfahrens 4 Ls 212 Js 9044/97 beigezogen und Beweis erhoben
durch die Vernehmung der frÃ¼heren Mitarbeiterinnen der Firma M. C. C. , K. G.
und D. O. als Zeuginnen, auf deren Aussagen im Einzelnen Bezug genommen wird.

Die Beteiligten haben ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung durch den
Einzelrichter erklÃ¤rt.
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Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 11.01.2001 und
die Bescheide vom 26.02.1998 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
06.08.1998 aufzuheben.

Die Beklagte stellt den Antrag, die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des
Sozialgerichts Landshut vom 11.01.2001 zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der zum Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gemachten Verfahrensakten beider RechtszÃ¼ge, der
Verwaltungsakten der Beklagten sowie der oben angefÃ¼hrten Strafakten Bezug
genommen, insbesondere auf die Niederschrift der Senatssitzung vom 18.03.2004.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� Â§ 144 Sozialgerichtsgesetz (SGG) mangels Vorliegens einer
BeschrÃ¤nkung grundsÃ¤tzlich statthafte, insbesondere form- und fristgerecht
eingelegte, und insgesamt zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers, Â§Â§ 143 ff. SGG,
erweist sich als in der Sache nicht begrÃ¼ndet. Zu Recht hat das SG die zutreffend
erhobene Anfechtungsklage abgewiesen.

Der Senat entscheidet aufgrund der EinverstÃ¤ndniserklÃ¤rungen der Beteiligten
durch den Berichterstatter als Einzelrichter, Â§ 155 Abs.4 i.V.m. Absatz 3 SGG.

Gegenstand des Verfahrens sind die Bescheide vom 26.02.1998 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 06.08.1998, mit denen die Beklagte die Alg-
Bewilligungen ab 01.04.1996 und 03.03.1997 zurÃ¼ckgenommen sowie die
Erstattung der eingetretenen Ã�berzahlung und der zur Kranken- und
Pflegeversicherung entrichteten BeitrÃ¤ge gefordert hat.

Die Beklagte war berechtigt, die bei Erlass unrichtigen Bewilligungsbescheide vom
31.05.1996 in der Gestalt des Abhilfebescheides vom 24.06.1996 und vom
11.04.1997 mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckzunehmen, Â§ 45 Abs.1, 2
Satz 3 Nrn.2 und 3 SGB X in Verbindung mit Â§ 330 Abs.2 SGB III. Ein
schÃ¼tzenswertes Vertrauen des KlÃ¤gers auf den Bestand der Bewilligungen liegt
nÃ¤mlich nicht vor. Einerseits beruht die Rechtswidrigkeit der Bewilligungen, die bei
ihrem Erlass infolge der von Anfang an nicht gegebenen Arbeitslosigkeit unrichtig
gewesen sind, darauf, dass es der KlÃ¤ger in den AntrÃ¤gen vom 02.04.1996 und
11.03.1997 bei den Antragstellungen vom 01.04.1996 und 03.03.1997 trotz
bestehender Mitwirkungspflicht gemÃ¤Ã� Â§ 60 SGB I unterlassen hat, seine nach
wie vor bestehende BeschÃ¤ftigung in der Firma seiner Mutter anzugeben.
Andererseits muss sich der KlÃ¤ger den Vorwurf gefallen lassen, die
Rechtswidrigkeit der Bewilligungsbescheide zumindest infolge grober
FahrlÃ¤ssigkeit nicht gekannt zu haben. Denn bei Erlass der Verwaltungsakte hat er
zumindest infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht gewusst, dass er ab 01.04.1996 und
ab 03.03.1997 infolge der wÃ¶chentlich zumindest mehr als 18 Stunden
umfassenden TÃ¤tigkeit fÃ¼r die Firma Computer M. nicht arbeitslos war und ihm
Alg folglich nicht zugestanden hat. Wer wie der KlÃ¤ger die Rechtswidrigkeit zweier
Bescheide schuldhaft aufgrund unrichtiger oder unvollstÃ¤ndiger Angaben
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herbeigefÃ¼hrt hat oder deren Rechtswidrigkeit zumindest kennen muss, dem ist
es verwehrt, sich auf ein schutzwÃ¼rdiges Vertrauen zu berufen. Der KlÃ¤ger, der
sich am 01.04.1996 und 03.03.1997 arbeitslos gemeldet hat und am 16.04.1996
sowie 14.03.1997 die entsprechenden schriftlichen LeistungsantrÃ¤ge eingereicht
hat, hat jeweils darin nÃ¤mlich ausdrÃ¼cklich angegeben, keine selbstÃ¤ndige oder
NebenbeschÃ¤ftigung auszuÃ¼ben und auch keine Familienmithilfe zu leisten.

Nach dem Ergebnis der vom Senat durchgefÃ¼hrten Beweisaufnahme in
Verbindung mit dem Inhalt der Akten der Beklagten ist der KlÃ¤ger wÃ¤hrend des
Leistungsbezuges sowohl ab 01.04.1996 als auch ab 03.03.1997 in der Firma seiner
Mutter zumindest mehr als 18 Stunden wÃ¶chentlich beschÃ¤ftigt gewesen. Das
hat die uneidliche Einvernahme der gehÃ¶rten Zeuginnen C. C. , K. G. und D. O.
einvernehmlich ergeben. Erstgenannte Zeugin, die ab dem FrÃ¼hjahr 1996 bis
Mitte Februar 1997 als Azubi zur BÃ¼rofachkraft im GeschÃ¤ft der Mutter
beschÃ¤ftigt war, hat bekundet, wÃ¤hrend ihrer Zeit habe der KlÃ¤ger, der sie
teilweise unterwiesen habe, â�� mit Ausnahme des Sekretariats â�� in jeder Station
gearbeitet, der sie zugewiesen worden sei. Er hat ihrer Erinnerung nach eher 40
Stunden wÃ¶chentlich gearbeitet. WÃ¤hrend der EinweisungstÃ¤tigkeit hat er
Computer eingestellt und Lohnabrechnungen gefertigt. Die Zeugin ist ihm, der
keinen festen zugewiesenen Arbeitsplatz hatte, mit Ausnahme des Sekretariats in
jeder der Ausbildungsstationen begegnet. Auf Vorhalt einer in den Akten
enthaltenen Niederschrift des AuÃ�endienstes der Beklagten vom 18.04.1997 hat
die Zeugin die Richtigkeit ihr damaligen zeitnahen Ã�uÃ�erungen bestÃ¤tigt.
Danach war der KlÃ¤ger bis auf seinen Kuraufenthalt stÃ¤ndig in einer
GesamttÃ¤tigkeit von mindestens 40 Stunden wÃ¶chentlich bei den Firmen T. und
M. in den Abteilungen Lettershop, Technik, Versand, Lohnbuchhaltung und Verkauf
sowie als Unterweiser tÃ¤tig.

Die Zeugin G. , die ab 01.08.1994 in der Firma der Mutter des KlÃ¤gers eine
Ausbildung zur GroÃ�- und AuÃ�enhandelskauffrau durchlaufen und anschlieÃ�end
bis Ende Mai 1997 in der Buchhaltung und im Personalbereich gearbeitet hat, hat
bekundet, der KlÃ¤ger habe sie in der Personalabteilung eingearbeitet, er habe
darÃ¼ber hinaus Neukunden im Verkauf betreut. Sie hat sich daran erinnern
kÃ¶nnen, dass der KlÃ¤ger seinerzeit viel im Betrieb gewesen ist, ob Montag bis
Freitag von 8.oo Uhr bis 17.oo Uhr, konnte sie nicht mehr sagen, zumal die
TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers variiert hat und er sowohl im Betrieb als auch bei Kunden
GerÃ¤te repariert hat. Im Ã�brigen verwies die Zeugin auf betrieblich gefÃ¼hrte
Anwesenheitslisten. Nach der ErlÃ¤uterung des Lohnprogramms durch den KlÃ¤ger
habe sie dieses Gebiet allein bearbeitet und ihn nur bei aufgetretenen Problemen
fragen mÃ¼ssen. Auf Vorhalt ihrer Aussage vor der Polizeiinspektion G. vom
01.10.1997, in der sie angegeben hatte, der KlÃ¤ger sei seit 01.08.1994 bis zu
ihrem Ausscheiden aus der Firma mit Ausnahme seiner Krankheitszeiten
mindestens 40 Stunden wÃ¶chentlich beschÃ¤ftigt gewesen, hat sie zunÃ¤chst am
Ende dieses Protokolls ihre Unterschrift bestÃ¤tigt und sodann die Richtigkeit des
Inhalts der damaligen Aussage versichert.

Die Zeugin O. , die im selben Betrieb nach ihrer Ausbildung (01.08.1993 mit
31.07.1996) bis 17.06.1997 als BÃ¼rokauffrau beschÃ¤ftigt gewesen ist, dabei ab
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dem FrÃ¼hjahr 1996 regelmÃ¤Ã�ig im teilweise tÃ¤glichen Wechsel im
Auslieferungslager in L. eingesetzt war und im Sekretariat und der allgemeinen
Buchhaltung am Stammsitz der Firma gearbeitet hat, bekundete zweifelsfrei, dass
die tÃ¤gliche betriebliche Arbeitszeit von 8.oo Uhr bis 17.oo Uhr gedauert hat und
der KlÃ¤ger, der zu keinem Zeitpunkt in L. gewesen ist, morgens etwa eine
Viertelstunde spÃ¤ter als die Ã¼brigen Mitarbeiter zur Arbeit erschienen und
keinesfalls vor 17.oo Uhr gegangen ist. Er ist danach jedenfalls in W. an den Tagen,
an denen sie am dortigen Firmensitz gearbeitet hat, entweder im BÃ¼ro oder im
Lager gesessen. Auf ausdrÃ¼ckliches Befragen der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten hat
die Zeugin bekundet, dass der KlÃ¤ger, mit dem sie auf derselben Etage gearbeitet
hat, wÃ¤hrend ihrer kompletten ZugehÃ¶rigkeit zum Betrieb â�� ohne dass ab dem
FrÃ¼hjahr 1996 eine Ã�nderung eingetreten wÃ¤re â�� durchgehend im gleichen
zeitlichen Umfang, und zwar eher volltags als maximal 20 Stunden wÃ¶chentlich, im
Computerbereich mitgearbeitet und AuftrÃ¤ge bearbeitet hat. Wenn sie seinerzeit
vor der Polizeiinspektion G. angegebenen habe, er sei ab 01.04.1996 bis zu ihrer
KÃ¼ndigung am 17.06.1997 im Betrieb M. vollbeschÃ¤ftigt gewesen, und zwar als
MÃ¤dchen fÃ¼r alles, habe sie das nach bestem Wissen und Gewissen getan. Er
werde Ã¼berall mitgeholfen haben, wo Not am Mann gewesen sei. Von Bedeutung
fÃ¼r die Glaubhaftigkeit dieser Bekundungen ist zur Ã�berzeugung des Senats,
dass die Mutter und BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers diese Zeugin in einem
vorliegenden Schreiben an die Staatsanwaltschaft beim Landgericht P. vom
09.06.1999 selbst als "ihre rechte Hand" bezeichnet hat, "die sehr intensiv in vielen
vertraulichen Angelegenheiten eingearbeitet war."

Entgegen den anders lautenden Behauptungen des KlÃ¤gers in den Leistungsakten
einschlieÃ�lich der vorgelegten Arbeitsbescheinigung ergeben die insoweit
Ã¼bereinstimmenden Bekundungen der gerichtlich gehÃ¶rten Zeuginnen in
Verbindung mit zu den Akten genommenen GeschÃ¤ftsunterlagen der Firma M. aus
dem streitigen Zeitraum sowie eigenen Einlassungen des KlÃ¤gers in Bezug auf den
RÃ¼cknahme- und Erstattungszeitraum zur Ã�berzeugung des erkennenden Senats
hinreichende Anhaltspunkte fÃ¼r eine mehr als kurzzeitige TÃ¤tigkeit im Betrieb
der Mutter. Die drei gehÃ¶rten Zeuginnen haben nach dem persÃ¶nlich
gewonnenen Eindruck des Senats im Beweistermin trotz der inzwischen
vergangenen Zeit den Umfang und soweit ihnen mÃ¶glich die Art der TÃ¤tigkeit des
KlÃ¤gers wÃ¤hrend dessen Leistungsbezuges sachlich, schlÃ¼ssig und glaubhaft
geschildert. Sie haben gegen den KlÃ¤ger gerichtete Aversionen oder
Benachteiligungstendenzen nicht erkennen lassen, so dass vernÃ¼nftige Zweifel an
ihren Bekundungen nicht offen geblieben sind. Hinzu kommen die vom Senat zu
bewertenden aufschlussreichen UmsatzÃ¼bersichten der Firma M. , die â�� nach
Kalenderwochen geordnet â�� unter anderem vom KlÃ¤ger erzielte UmsÃ¤tze im
Gesamtzeitraum 17.10.1996 mit 09.05.1997 ausweisen, daneben betriebliche
Aufstellungen Ã¼ber auch vom KlÃ¤ger erfasste TelefongebÃ¼hren, die in einem
Fall zu seiner Abmahnung gefÃ¼hrt haben. SchlieÃ�lich die eigenen Einlassungen
des KlÃ¤gers in den verschiedenen im Tatbestand aufgefÃ¼hrten
Verfahrensabschnitten sowie nicht zuletzt sein Lebenslauf vom 30.04.1997 und das
Zeugnis seiner Mutter vom 13.05.1997. Bei der Sachlage kam es auf vom KlÃ¤ger
eingerÃ¤umte Restarbeiten fÃ¼r seine eigene damalige Firma in 1996 und eine
BeschÃ¤ftigung mit dem Aufbau einer neuen Firma in 1997 nicht mehr an.
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Zur Ã�berzeugung des Senats ist der KlÃ¤ger seiner Mitteilungspflicht hinsichtlich
der weiterhin ausgeÃ¼bten BeschÃ¤ftigung im wenigstens mehr als kurzzeitigen
Umfang auch zumindest grob fahrlÃ¤ssig nicht nachgekommen. Denn er hat auf
den LeistungsantrÃ¤gen vom 02.04.1996 und 11.03.1997 einerseits unterschriftlich
versichert, dass die dort gemachten Angaben zutreffend seien, andererseits sowohl
den Erhalt des Merkblattes fÃ¼r Arbeitslose, in dem auf die Mitteilungspflichten im
Einzelnen hingewiesen wird, als auch die Kenntnisnahme von dessen Inhalt
bestÃ¤tigt.

Dieses Merkblatt (Stand April 1996) hat die Voraussetzungen der Arbeitslosigkeit
auf Seite 17 wie folgt bezeichnet:" Als arbeitslos gilt ein Arbeitnehmer, wenn er
vorÃ¼bergehend in keinem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis steht oder wenn er nur
eine BeschÃ¤ftigung bzw. TÃ¤tigkeit von weniger als 18 Stunden wÃ¶chentlich
ausÃ¼bt." Das Fehlen dieses Anspruchsmerkmals bei einer TÃ¤tigkeit von mehr als
18 Stunden wÃ¶chentlich ist auf Seite 36 erlÃ¤utert. Die Verpflichtung zur
Benachrichtigung des Arbeitsamtes von der AusÃ¼bung einer
NebenbeschÃ¤ftigung findet sich auf Seite 50, die Erstattungspflicht ist auf Seite 51
beschrieben, die Entrichtung von BeitrÃ¤gen zur Kranken- und Pflegeversicherung
durch das Arbeitsamt sowie die Erstattung sowohl einer Ã�berzahlung der
Lohnersatzleistungen als auch der entrichteten BeitrÃ¤ge im Falle des
unberechtigten Leistungsbezuges auf den Seiten 31, 51 und 52.

Mit dem BSG, vergleiche SozR 5870 Nr.1 zu Â§ 13 BKGG und anderen, begrÃ¼ndet
die Nichtbeachtung eines nachweislich ausgehÃ¤ndigten Merkblattes zu einem
konkreten Leistungstatbestand im allgemeinen grobe FahrlÃ¤ssigkeit, wenn dieses
wie vorliegend so abgefasst war, dass der BegÃ¼nstigte seinen Inhalt erkannt hat
und die AushÃ¤ndigung noch nicht lange zurÃ¼cklag. In gleicher Weise liegt grobe
FahrlÃ¤ssigkeit vor, wenn der Betroffene das Merkblatt nicht gelesen hat, vgl. BSG
vom 17.03.1981, 7 RAr 20/80. Die BerÃ¼cksichtigung der persÃ¶nlichen Urteils-
und KritikfÃ¤higkeit, des EinsichtsvermÃ¶gens und des Verhaltens des als
kaufmÃ¤nnischer Angestellter tÃ¤tig und teilweise in eigener Firma selbstÃ¤ndig
gewesenen KlÃ¤gers sowie der besonderen UmstÃ¤nde des Falles fÃ¼hren insoweit
zu keiner anderen Beurteilung. Wie die Beklagte zutreffend dargestellt hat, ist auch
der von ihr herangezogene Tatbestand des Â§ 45 Abs.2 Satz 3 Nr.3 SGB X erfÃ¼llt.
Aufgrund der oben zitierten Passage des Merkblattes in Verbindung mit der
unterschriftlichen Versicherung auf dem Leistungsantrag hat der KlÃ¤ger auch
zumindest grob fahrlÃ¤ssig nicht gewusst, dass der sich aus den
streitgegenstÃ¤ndlichen Bewilligungen ergebende Alg-Anspruch aufgrund der von
Anfang an von ihm ausgeÃ¼bten mehr als kurzzeitigen BeschÃ¤ftigung in der Firma
der Mutter und damit wegen fehlender Arbeitslosigkeit von Anfang an nicht
gegeben war. Angesichts der in sÃ¤mtlichen vorliegenden Akten dokumentierten
Gewandtheit des KlÃ¤gers und dessen FÃ¤higkeit, seine Interessen nachdrÃ¼cklich
zu vertreten, lassen sich wie oben GrÃ¼nde fÃ¼r ein Absehen vom Vorwurf der
zumindestens groben FahrlÃ¤ssigkeit nicht erkennen.

Die Beklagte hat die RÃ¼cknahme der Alg-Bewilligungen zu Recht auf die Vorschrift
des Â§ 45 Abs.2 Satz 3 Nrn. 2 und 3 SGB X gestÃ¼tzt. Die Entscheidung hatte
gemÃ¤Ã� Â§ 330 Abs.2 SGB III in gebundener Form zu ergehen, auf die AusÃ¼bung
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pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessens kam es nicht an. Ein schÃ¼tzenswertes Vertrauen
des KlÃ¤gers auf den Bestand der Bewilligungen liegt nÃ¤mlich nicht vor. Einerseits
beruht die Rechtswidrigkeit der Bescheide, die bei ihrem Erlass infolge der
fehlenden Arbeitslosigkeit unrichtig gewesen sind, darauf, dass es der KlÃ¤ger trotz
bestehender Mitwirkungspflichten gemÃ¤Ã� Â§ 60 SGB I verschwiegen hat, dass er
auch zum Zeitpunkt der beiden Arbeitslosmeldungen und danach mehr als
kurzzeitig beschÃ¤ftigt war. Hinsichtlich der auch insoweit gegebenen zumindest
groben FahrlÃ¤ssigkeit wird auf die obigen AusfÃ¼hrungen verwiesen. Andererseits
muss sich der KlÃ¤ger wie oben ausgefÃ¼hrt vorwerfen lassen, die Rechtswidrigkeit
der Bewilligungsbescheide zumindest infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht erkannt
zu haben. Denn bei Erlass der Bewilligungen hat er zumindest infolge grober
FahrlÃ¤ssigkeit nicht gewusst, dass er infolge der wÃ¶chentlich mehr als 18
Stunden umfassenden TÃ¤tigkeit nicht arbeitslos war und ihm Alg folglich nicht
zugestanden hat. Wer die Rechtswidrigkeit eines Bescheides wie der KlÃ¤ger
zumindest kennen muss, dem ist es verwehrt, sich auf ein schutzwÃ¼rdiges
Vertrauen zu berufen.

Wie oben lassen sich GrÃ¼nde fÃ¼r ein Absehen vom Vorwurf der zumindestens
groben FahrlÃ¤ssigkeit nicht erkennen. Zur Ã�berzeugung des Senats sind die
Handlungsfristen eingehalten, insbesondere diejenige des Â§ 45 Abs.4 Satz 2 SGB X
. Denn der streitbefangene RÃ¼cknahmebescheid ist innerhalb eines Jahres nach
Kenntniserlangung der BehÃ¶rde von den fÃ¼r die RÃ¼cknahme maÃ�geblichen
Tatsachen erlassen worden. FÃ¼r den Beginn der Jahresfrist ist auf die positive
Kenntnis der Tatsachen abzustellen, welche die Aufhebung der
Bewilligungsbescheide insbesondere fÃ¼r die Vergangenheit rechtfertigen. Die Frist
beginnt mithin nicht bereits dann, wenn Ã¼berhaupt Tatsachen bekannt geworden
sind, aus denen sich die Rechtswidrigkeit aufzuhebender Bescheide ergibt, vielmehr
mÃ¼ssen auch die Tatsachen bekannt sein, die eine RÃ¼cknahme, und zwar auch
fÃ¼r die Vergangenheit, rechtfertigen, und aus denen sich das erforderliche
Verschulden ergibt, vgl. BSGE 60. 239. Das ist regelmÃ¤Ã�ig erst nach der
gemÃ¤Ã� Â§ 24 SGB X durchgefÃ¼hrten AnhÃ¶rung des Betroffenen der Fall, vgl.
BSG SozR 3-1300 Â§ 45 Nr.27.

Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die Beklagte trotz objektiv sicherer Kenntnis aller
erforderlichen Tatsachen oder bereits gewonnener Ã�berzeugung von der
Richtigkeit und VollstÃ¤ndigkeit der vorliegenden Informationen mehr als ein Jahr
hat verstreichen lassen, sind weder vorgetragen noch sonst ersichtlich.

SchlieÃ�lich hÃ¤lt auch die geltend gemachte Erstattungsforderung einer
rechtlichen Ã�berprÃ¼fung stand. Infolge der Aufhebung der zugrunde liegenden
Bewilligungen ist der KlÃ¤ger zu Recht zur RÃ¼ckzahlung des in diesem Zeitraum
gewÃ¤hrten Alg verpflichtet, Â§ 50 Abs.1 SGB X. Die Forderung, gegen die der
HÃ¶he nach Einwendungen nicht erhoben worden sind, ist auch rechnerisch nicht
zu beanstanden. Gleiches gilt fÃ¼r die Berechtigung der Beklagten, die entrichteten
BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung zurÃ¼ckzufordern, Â§ 335 Abs. 1
und 5 SGB III.

Der Senat verweist im Ã�brigen zur Vermeidung von Wiederholungen auf die
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zutreffenden EntscheidungsgrÃ¼nde des angefochtenen sozialgerichtlichen Urteils.

Die Kostenfolge ergibt sich aus den Vorschriften der Â§Â§ 183, 193 SGG. Im Hinblick
auf den Verfahrensausgang konnte die Beklagte, welche fÃ¼r das
Berufungsverfahren keine Veranlassung gegeben hat, nicht zur Erstattung der
Aufwendungen verpflichtet werden, die dem KlÃ¤ger zu dessen
zweckentsprechender Rechtsverfolgung entstanden sind.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor. Weder wirft dieses Urteil nÃ¤mlich eine entscheidungserhebliche
hÃ¶chstrichterlich bisher ungeklÃ¤rte Rechtsfrage grundsÃ¤tzlicher Art auf, noch
weicht es ab von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats der
obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts und
beruht hierauf.

Erstellt am: 20.09.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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